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Das Forschungsprojekt 
’'Lebensverläufe und historischer Wandel in der ehemaligen DDR"

Inhaltliche Schwerpunkte:

• die (vergleichende) Sozialstrukturanalyse individueller Lebens­
verläufe in der DDR und in der BRD

• die Analyse individueller Handlungsstrategien in einem autoritär 
organisierten Staat und der nicht-beabsichtigten Folgen individuellen 
und staatlichen Handelns

• die Analyse der gesellschaftlichen Transformation in Ostdeutschland 
und ihrer Auswirkungen auf individuelle Lebenverläufe

Datenbasis

Grundgesamtheit:
Die deutsche Wohnbevölkerung der Geburtsjahrgänge 1929-31,1939-41, 
1951-53 und 1959-61 in den Neuen Bundesländern im Oktober 1990

Stichprobe:
Personenstichprobe aus dem infas-Master-Sample, das im Oktober 1990 
aus dem zentralen Einwohnermelderegister der ehemaligen DDR 
gezogen wurde

Erhebungszeiträume:
Pilotstudie: Februar/März 1991
Pretest: Mai/Juni 1991
Probeinterviews: August 1991
Haupterhebung: September 1991 - September 1992
Schriftliche Zusatzerhebung Juni - Juli 1993

Erhebungsmethode:
Persönliche (mündliche) Interviews auf der Basis eines 
standardisierten Lebensverlaufsfragebogens; Aufzeichnungen der 
Interviews auf Tonband
Postalische, schriftliche Befragung

Realisierte Fälle:
Pilotstudie: 34
Pretest: 71
Probeinterviews : 81
Haupterhebung: 2331
Schriftliche Zusatzerhebung: 1254



I Zur Einführung 

"Es gehört zu den unbestreitbaren Vorzügen der sozialistischen Entwicklung in der DDR, 

eine sich an den Bedürfnissen und Interessen der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten 

orientierende Wirtschafts- und Sozialpolitik zu realisieren" (Winkler 1987).

So schreibt Gunnar Winkler zu Beginn des Vorworts der 1987 in der DDR erschienenen 

Ausgabe des Lexikons für Sozialpolitik. Dabei hatte man sich mit der Anerkennung von 

Sozialpolitik noch in den 50er Jahren sehr schwer getan, stand sie doch für eine revisionisti­

sche Politik in kapitalistischen Gesellschaften, die nur die bestehenden, antagonistischen 

Herrschaftsverhältnisse stabilisieren sollte. Nach dem Verständnis der SED-Regierung war 

sie daher mit der Abschaffung dieser Verhältnisse in der DDR überflüssig geworden 

(Vortmann 1989: 326). Seit der Mitte der sechziger Jahre wurde sie aber als eigenständiger 

Politikbereich anerkannt (Ulbricht 1965). Sozialpolitik sei auch im Sozialismus erforderlich, 

so wurde nun argumentiert, da sich die notwendigen gesellschaftlichen Veränderungen auf 

Verteilungsgerechtigkeit und Chancengleichheit hin nicht automatisch ergeben würden 

(Leenen 1977: 29).

Mir geht es in meinem Beitrag darum, etwas zu beleuchten, wie sich sozialpolitische Maß­

nahmen in der DDR in der Lebensgestaltung der Bürger niedergeschlagen haben, welche 

Rückwirkungen sich daraus ergeben haben, vor allem aber, welche Bedeutung die Sozial­

politik für die Qualität der Beziehung von Bürger und Staat in der DDR gehabt haben mag.

Ich werde mit einigen Erläuterungen zum Begriff der Sozialpolitik beginnen und gehe dann 

auf Beispiele ein, die belegen, daß neben intendierten auch in der DDR nicht-intendierte 

Effekte eines erklärtermaßen planvollen sozialpolitischen Handelns zu beobachten gewesen 

sind. Ich werde dann eine etwas allgemeinere These zum Verhältnis von Individuum und dem 

DDR-Staat mit seiner Sozialpolitik ableiten und diskutieren.

Wie sich, so denke ich, unschwer erkennen lassen wird, ließen sich große Teile der Argu­

mentation auch auf die Situation westlicher Industrienationen anwenden.
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n Begriffliche Vorbemerkungen

Sozialpolitik, und das muß nicht unbedingt nur staatliche, sondern kann auch verbands­

bezogene oder betriebliche Sozialpolitik sein, ist als politisches Instrument zur Produktion 

öffentlicher Güter zu verstehen. Die Inanspruchnahme oder Nutzung dieser Güter wird den 

Bürgern allgemein oder nach Maßgabe bestimmter Berechtigungstitel definierten Teilgruppen 

der Bevölkerung mehr oder weniger verbindlich angeboten oder gar vorgeschrieben.

Zwei zentrale, allgemeine Ziele stehen traditionell dabei im Vordergrund (Lampert 1980: 6f):

1. Die Sicherung der Lebensgrundlagen der Menschen im Fall des Eintretens vorhersehbarer 

und unvorhersehbarer, existenzgefährdender Risiken der Lebensführung (Arbeitslosigkeit, 

Unfälle und Krankheiten, Familienlasten etc.). Das ist der Aspekt der sozialen Sicherheit.

2. Die Verbesserung der Lebensgrundlagen wirtschaftlich und sozial benachteiligter Bevöl­

kerungsgruppen. Damit ist der Aspekt sozialer Gerechtigkeit angesprochen.

Gleichzeitig ist Sozialpolitik aber immer auch als ein Steuerungsinstrument des Staates 

anzusehen. Sozialpolitik soll die Bürger eines Staates in die Lage versetzen, die zur Siche­

rung der gesellschaftlichen Entwicklung und Reproduktion notwendigen Beiträge zu leisten. 

Sozialpolitische Maßnahmen gelten auch immer als Instrument der jeweils Herrschenden, 

kulturelle Bestände gemäß der eigenen politischen Ziele und Leitbilder durchzusetzen und zu 

stabilisieren. Sie sollen daher die Legitimationsbasis der Herrschaftsstruktur bzw. die Macht­

position der politischen Führung festigen helfen.

Durch Sozialpolitik geschaffene öffentliche Güter verändern die Gesamtkonstellation der 

Rahmenbedingungen für die Lebensgestaltung bzw. ’’Wohlfahrtsproduktion" individueller 

Akteure bzw. ganzer sozialer Gruppen von Akteuren. Sie hat ebenso Einfluß auf Handlungs­

strategien sozialer und wirtschaftlicher Organisationen und schließlich auch der Produzenten 

der sozialpolitischen Güter selbst. Damit sind staatliche, aber auch nicht-staatliche Entschei­

dungsträger und die ihnen untergeordneten Bürokratien gemeint.
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Aufgrund der komplexen Struktur der sozialen Umwelt der Akteure und ihrer sozialen 

Vernetzung sind die Effekte sozialpolitischen Handelns nicht vollständig vorhersehbar, 

geschweige denn kontrollierbar. Sie weichen damit häufig von den erklärten Zielen, woran 

man sie vernünftigerweise messen sollte, ab. In diesem Sinne will ich von nicht-intendierten 

Effekten sprechen.

Dazu gehört, daß sozialpolitische Regelungen im Prinzip nicht auf den sozialen und politi­

schen Handlungsbereich beschränkt bleiben, auf den das Handeln ursprünglich abzielte.

Dazu gehört auch, daß sie über die Bevölkerungsgruppen, die als Adressaten gelten, hinaus 

immer auch Effekte auf andere Teile der Bevölkerung zeitigen und sich schließlich gesell­

schaftsweit auswirken (Vobruba 1991: 9).

Aufgrund beschränkter Planungs- und Antizipationskapazitäten von Agenten sozialpolitischer 

Intervention und aufgrund unvollständiger Information seitens der Akteure kann es zu Wider­

sprüchen und Inkompatibilitäten zwischen verschiedenen Handlungsbereichen der beteiligten 

Akteure kommen.

Die je spezifischen Reaktionsmuster verschiedener Akteure auf sozialpolitische Maßnahmen 

können die Entwicklung sozialer Strukturen und gar den kulturellen Bestand einer Gesell­

schaft nachhaltig beeinflussen. Über die dann ursprünglich oft individuell rationalen, aber 

massenhaft auftretenden Handlungen können sich neue soziale Verständigungsmuster über 

Lebensgestaltung etablieren und im Sinne sozialer "Selbstverständlichkeiten” verfestigen, die 

unter Umständen nicht Gegenstand planmäßigen gesellschaftspolitischen Raisonnements 

gewesen sind.

Die Vorstellung einer Herrschaftsstrukur, in der die Herrschenden die totale Kontrolle über 

das Handeln der Beherrschten haben, ist schon nach Simmel unrealistisch (Coleman 1990: 

70; Simmel 1950: 183; Ganßmann 1993). Man kann aber erwarten, daß die intentionalen 

Effekte von Sozialpolitik mit dem Grad der Beschränkung individueller Handlungsalter­

nativen durch staatliche Politik wahrscheinlicher werden (Kaufmann 1990, Trappe 1994: 14).
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Heißt das, daß wir für den Fall der DDR kaum mit nicht-intendierten Effekten von Sozial­

politik zu rechnen haben?

HI Sozialpolitik in der ehemaligen DDR

Auch in der DDR hatte die Sozialpolitik nach Winkler die Aufgabe, die "soziale Sicherheit 

für die Angehörigen aller Klassen, Schichten und sozialen Gruppen zu gewährleisten und ... 

auszubauen" (Winkler 1989: 10). Umfassenderund ergänzend sollte Sozialpolitik, so Winkler 

weiter, "eine stetige Anhebung des materiellen und kulturellen Niveaus des einzelnen und 

seiner Familie" sichern (Winkler 1989: 10).

Neben der Gewährleistung der Reproduktion des Individuums sowie seiner Arbeitskraft und 

der Reproduktion der Gesamtbevölkerung wurde auch eine "Struktumivellierung" (Leenen 

1977: 38) im Sinne des Abbaus aus dem Leistungsprinzip nicht zu rechtfertigender sozialer 

und ökonomischer Ungleicnheit angestrebt. Soziale Gleichheit wurde damit zu einem 

wichtigen Moment der Zieldefinition von Sozialpolitik des SED-Regimes.

Die Definitionsgewalt und die Entscheidungsmacht für die sozialpolitischen Zielsetzungen 

und Maßnahmen, waren ausschließlich in der Hand der Partei beziehungsweise der politi­

schen Elite an ihrer Spitze. Deren Mitglieder waren damit die Subjekte, die eigentlichen 

Akteure sozialpolitischer Intervention.

Die Sozialpolitik in der DDR war dennoch nicht frei von jeglicher Bindung an ideologischen 

Grundsätzen und erklärten, sozialistischen Ansprüchen. Es ging, so Jutta Pickerd, um die 

umfassende Befriedigung jener Bedürfnisse, die "die sozialistische Lebensweise fördern und 

dadurch ein Verhalten hervorrufen, das den Normenvorstellungen von der sozialistischen 

Persönlichkeit entspricht" (Pickerd 1980: 60).

Sozialpolitik hatte sich zu den Vorgaben der entwickelten sozialistischen Gesellschaft und der 

erklärtermaßen übernommenen Verantwortung für die Verwaltung des Volkseigentums bzw. 
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der erwirtschafteten Ressourcen durch den Staat zu bekennen. An diesem ideologischen 

Maßstab wurde sie gemessen.

Die Eigenidentität der DDR als vom westlichen Staat wohl unterscheidbare sozialistische 

Gesellschaft wäre ansonsten stark gefährdet gewesen. Das gilt um so mehr als der Wettstreit 

mit der Bundesrepublik eine zentrale Rolle in den Legitimationsbemühungen des Staates 

spielte.

Die Sozialpolitik in der DDR war aber eng an die Erfordernisse der ökonomischen Entwick­

lung angebunden (Leenen 1977, Pickerd 1980). In diesem Sinne mußte das 1971 beschlosse­

ne Konzept der "Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik" gedeutet werden. Zentrale Prin­

zipien marxistisch-leninistischer Programme der Gesellschaftspolitik, wie die Frage sozialer 

Gleichheit etwa, wurden daran relativiert (Leenen 1977: 71ff, Pickerd 1980: 15f). Sozialpo­

litik wurde dann dominant, so meint Leenen, wenn sich soziale Probleme als "Hemmschuh 

der ökonomischen Entwicklung erwiesen" (Leenen 1977: 74).

IV Intendierte und nicht-intendierte Folgen sozialpolitischen Handelns in der DDR

Die DDR-Sozialpolitik ist bezogen auf die individuelle Lebensgestaltung der Bürger gewiß 

außerordentlich wirksam gewesen. Man kann das an zahlreichen Beispielen verdeutlichen, 

auf die ich jetzt nicht im einzelnen eingehen will. Ich möchte dagegen beispielhaft und in der 

gebotenen Kürze zeigen, daß sich gleichwohl in ganz unterschiedlichen gesellschaftlichen 

Bereichen zahlreiche nicht-intendierte, ja zum Teil paradoxe, Effekte nachweisen lassen.

1. Konsequenzen für die individuellen Handlungsstrategien

Sozialpolitische Regelungen zielen meist auf bestimmte, als bedürftig angesehene Zielgruppen 

in der Bevölkerung ab. Individuen können jedoch bewußt Bedingungen für sich herbeiführen, 

die sie in den Genuß einer sozialpolitischen Leistung bringen. Damit entstünde das Phäno­

men, daß unterstützungswürdige soziale Gruppen an Umfang zunehmen, was oft nicht im 

Interesse der politisch Verantwortlichen sein dürfte.
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Beispiele dafür gibt es auch in der DDR. Dazu gehört der starke Anstieg der Zahl nicht­

ehelicher Geburten und damit alleinerziehender Mütter im Verlauf der siebziger und acht­

ziger Jahre. Diese Zielgruppe bekam gegenüber verheirateten Müttern eine ganze Reihe von 

Vorteilen zugesprochen und die Kosten des Alleinerziehens blieben aus verschiedenen 

Gründen relativ gering. Ähnliches berichtet Hennen übrigens für die USA im Zusammenhang 

mit der dort steigenden Scheidungsbereitschaft (Hennen 1990: 199).

Diese Strategie ist immer dann besonders wahrscheinlich, wenn die vermeintlichen Nachteile 

der Situation, denen durch die sozialpolitische Intervention begegnet werden soll, im Rahmen 

der Gesamtkonstellation der individuellen Handlungsziele als geringer eingeschätzt werden 

als der potentielle Benefit der sozialpolitischen Leistung.

2. Konsequenzen für die Beziehung zwischen Akteuren

Sozialpolitik kann die sozialen und ökonomischen Beziehungen zwischen individuellen und 

korporativen Akteuren untereinander verändern. Dieser Effekt ist häufig unerwünscht und 

nicht selbst Ziel der Politik, sondern der Dynamik sozialer Beziehungen und Reaktionsmuster 

der Individuen oder der Agenten korporativer Akteure geschuldet.

Auch dazu ein Beispiel. Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Erwerbstätig­

keit und Mutterschaft, insbesondere die Einführung des Babyjahres, haben auch in der DDR 

zu einer Benachteiligung der Frauen in bezug auf ihre berufliche Entwicklung beigetragen 

(Trappe 1994). Seitens der Betriebe wurde angenommen, daß die Wahrscheinlichkeit 

diskontinuierlicher Erwerbsbeteiligung bei Frauen größer wurde, was nicht im Interesse der 

Betriebe liegen konnte.
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3. Konsequenzen der Dominanz der ökonomischen Wachstunisorientierung über die 

Sozialpolitik in der DDR

Die Dominanz der ökonomischen Wachstumsorientierung über die Sozialpolitik in der DDR 

drückt sich vor allem darin aus, daß eine optimale Arbeitskräfteallokation zentrales Ziel der 

SED-Sozialpolitik war.

Erreicht wurde zumindest nominell eine fast vollständige Ausschöpfung des Erwerbsperso­

nenpotentials. Das gelang durch die Streichung öffentlicher Güter und Preispolitik, durch 

soziale Unterstützungsleistungen, aber auch durch normativen Druck (Trappe 1994, Leenen 

1977). Besondere Zielgruppen waren die Frauen und Personen im Rentenalter.

Leenen sieht in diesem Zusammenhang die Einführung von Zinszahlungen auf Kapitalver­

mögen seit 1970 als eine nicht-intendierte Konsequenz dieser Politik an (Leenen 1977, S. 

125). Er argumentiert, daß nur so, das heißt durch Sparanreize, die Motivierung zu Erwerbs­

tätigkeit von Frauen über materielle Anreize greifen konnte, falls mit dem zweiten Einkom­

men angesichts beschränkter Konsummöglichkeiten ein Kaufkraftüberhang entstehen sollte.

Die leistungsverringemden Effekte der durch die staatliche Einkommenspolitik hervorge­

rufenen Statusinkonsistenzen in großen Teilen der Bevölkerung sind ein ganz wichtiges 

anderes Beispiel für nicht-intendierte Konsequenzen (Adler 1991).

4. Konsequenzen der Allokationsprobleme staatlicher Politikbereiche

Sozialpolitik ist immer Teil der Gesamtpolitik und unterliegt dem Gebot des möglichst 

optimalen Umgangs mit knappen staatlichen Ressourcen. Der Anspruch der DDR-Politik war 

es, diese Interdependenzen zu berücksichtigen, um ausgehend von einer gesamtpolitischen 

Zieldefinition planvoll und rational in enger Abstimmung der verschiedenen Politikbereiche 

vorzugehen. Damit war die Politik aber überfordert (Ganßmann 1993).
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Ich nenne in diesem Zusammenhang ein letztes Beispiel für nicht-intendierte Folgen von 

sozialpolitischer Intervention für gesellschaftliche Entwicklung, das zeigt, wie weitreichend 

derartige Konsequenzen sein können.

Die Wohnungsbaupolitik war ein Kernstück der Sozialpolitik der DDR seit den frühen 

siebziger Jahren (Winkler 1987). Im Rahmen einer regen Neubautätigkeit wurden von 1971 

bis 1989 ca. 1,8 Millionen Wohnungen vor allem in oder in der Nähe der Großstädte gebaut 

(Hinrichs 1992: 14). Wie in den vorangegangenen 25 Jahren wurde aber entgegen der 

Planung der Erhalt und die Renovierung alter Bausubstanz bis in die achtziger Jahre wegen 

Mangels an verfügbaren Ressourcen vernachlässigt. Besonders in den stadtkemnahen Altbau­

vierteln der Großstädte wuchs die Zahl verfallender, damit unattraktiver bzw. nicht mehr 

bewohnbarer Wohnungen. Die Folge war ein zunehmender Leerstand. Die anhaltende 

Wohnungsknappheit wurde noch verstärkt durch eine ineffiziente Wohnungsbewirtschaftung 

(Hinrichs 1992: 17).

Laut einer Studie aus dem Jahre 1992 konnte man in der DDR etwas beobachten, was wir, 

wenngleich aufgrund ganz anderer Prozesse, auch aus westlichen Ländern kennen (Hinrichs 

1992):

Zum einen begannen jüngere, sozial noch eher ungebundene, also unverheiratete und 

kinderlose Frauen und Männer, diesen unattraktiven Wohnraum für sich zu nutzen, zu ’'be­

setzen" oder als Leerstand zu melden und für sich zu beanspruchen. Die Wohnungen wurden 

für Personen verfügbar, die die sogenannten Dringlichkeitskriterien auf bevorzugte Vergabe 

einer Wohnung in der DDR nicht erfüllten. Sie waren bereit, auf Komfort zu verzichten und 

selber in die Wohnung zu investieren, so daß sie bewohnbar wurde.

In Ost-Berlin war zum Beispiel der Prenzlauer Berg dafür bekannt, den Hinrichs auch als 

"Wohngebiets-Großnische" bezeichnet (Hinrichs 1992: 19). In West-Berlin läßt sich das 

Beispiel Kreuzberg nennen, wo die Zuwanderung besagter Bevölkerungsgruppen aufgrund 

segregativer Mobilität und niedriger Mieten begünstigt war.
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Zum anderen wurden Wohnungen in diesen Altbauvierteln überdurchschnittlich oft Mit­

gliedern aus sozial niedrigeren Schichten (Arbeitern und Angestellten mit einfachen Tätig­

keiten und geringerer Bildung), alten Menschen und anderen gesellschaftlich eher am Rande 

stehenden Personen zugewiesen (Hinrichs 1992: 25).

Die Studie kommt zu dem Schluß, daß hier ein Aspekt eines ausgeprägten Differenzie­

rungsprozesses im Hinblick auf die Wohnungsversorgung vorliege (Hinrichs 1992: 19; vgl. 

Hüning 1989). Man kann nach Untersuchungen am Max-Planck-Institut für Bildungsfor­

schung darüber hinaus Hinweise dafür finden, daß diese Entwicklung dazu beigetragen hat, 

für die Verwirklichung nicht-ehelicher Lebens- und Familienformen in der DDR einen 

nötigen Freiraum bereitzustellen. Hier deutete sich eine Entwicklung mit weitreichenden, 

insbesondere kulturellen Folgen an, die eine gewiß ungeplante Konsequenz unter anderem 

einer nicht ausgewogenen Wohnungspolitik war.

V Konsequenzen von Sozialpolitik für das Verhältnis von Individuum und Staat

Lassen Sie mich nun Effekte der sozialpolitischen Praxis in der DDR auf die Beziehung 

zwischen Individuum und Staat beleuchten, die wir weithin ebenfalls getrost zur Kategorie 

der nicht-intendierten Effekte zählen können.

Sozialpolitik, so Vobruba, erweitert über ihre Sicherungs- wie über ihre Versorgungsfunktion 

individuelle Handlungsspielräume (Vobruba 1991: 32f). Sie befreit von existentiellen Risiken 

und trägt zur Verbesserung der individuellen Ressourcen bei.

Dieser Sachverhalt dient dem öffentlichen Engagement der Akteure allerdings nur dann, 

wenn es dem Staat gelingt, so Vobruba weiter (1991: 34), "wahrscheinlich zu machen, daß 

die sozialpolitisch eröffnete gesellschaftliche Unbestimmtheitslücke in systemfunktionalem 

Sinne genützt wird. Das heißt: die Gesellschaft muß ihren Mitgliedern ausreichend attraktiv 

erscheinen, damit sie die sich ihnen eröffnenden Handlungsspielräume im Sinne der Optimie­

rung der Funktionsmechanismen dieser Gesellschaft nützen".
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Gelingt das nicht, droht der Staat, mit seinen sozialpolitischen Anstrengungen möglicher­

weise sich selbst die Basis zu entziehen. Er kann versuchen, durch Disziplinierung, Unter­

drückung von Kritik, gewaltsamer Einschränkung individueller Grundrechte und Hand­

lungsspielräume die Herrschaftsverhältnisse zu sichern.

Die Möglichkeitshorizonte und die Entlastungen privaten Wirtschaftens, die Sozialpolitik 

gleichwohl eröffnet hat, sind damit aber nicht von der Tagesordnung verschwunden. Im 

Gegenteil.

Zwang, Disziplinierung, schon der zu offensichtliche Versuch, die Funktionalität sozialpo­

litischer Maßnahmen im Sinne der Interessen der Herrschenden abzusichem, führt den Staat 

in eine Entlegitimierungsspirale. Bei abnehmendem Grenznutzen erhöht sich der Zwang zu 

weiteren paternalistischen Gaben (angesichts unüberhörbarer Klagen) und der Zwang zum 

Zwang in kostenträchtiger Weise. Folgt man der Theorie von Chalmers Johnson, ist damit 

der Autoritäts- und Machtverfall unausweichlich (Johnson 1971).

Die marxistisch-leninistische Sozialpolitik, so wird betont, sei als ’’das aktive Handeln der 

Klassen und Schichten, ihrer Organisationen und Institutionen zur Durchsetzung ihrer 

sozialen Interessen und Ziele" anzusehen (Manz/Winkler 1988: 14). Das Ziel einer Mobili­

sierung der Massen für die Ideen des Sozialismus ist programmatisch nie aufgegeben worden 

(Hüning 1989, Michalski 1988). Die besagten Interessen waren aber durch die Partei, ja 

durch die Führung der SED bestimmt. Die Interessen dieser individuellen Akteure in der 

obersten politischen Elite waren damit entscheidend (Srubar 1991). Faktisch ist die Funktio- 

nalisierung sozialpolitischer Maßnahmen aus dieser Sicht immer bedeutsam gewesen.

Immer mehr rückte seit den 70er Jahren auch das Ziel der instrumenteilen Befriedigung der 

Bevölkerung zur reinen Sicherung der Herrschaftsverhältnisse in den Vordergrund (Hüning 

1989).

Gleichzeitig gab es die Unterdrückung demokratischer Rechte. Man konnte das Land ohne 

großes Risiko nicht verlassen. Echte Chancen zur Partizipation am politischen Entscheidungs­
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prozeß oder eine öffentliche Diskussion gesellschaftlicher Perspektiven hat es nicht gegeben 

(Pickerd 1980: 188ff, 204ff). Auch Sozialpolitik war kein Gegenstand unabhängiger, öffentli­

cher Diskussion. Eine direkte Rückkopplung zwischen sozialpolitischem und individuellem 

Handeln gab es nicht.

Was bedeutete das für die Qualität der Beziehung zwischen Individuum und DDR-Staat?

Formulieren wir es präziser: Was für ein Modus des Umgangs der individuellen Akteure mit 

der durch staatliches Handeln dominierten gesellschaftlichen Wirklichkeit mag sich in großen 

Teilen der Bevölkerung in der DDR ausgebildet haben? Man könnte dafür auch auf den 

Begriff des Sozialcharakters als Ausdruck einer Kontinuität aufweisenden bestimmten 

Grundorientierung in den Prozessen sozialen Handelns in einer Gesellschaft zurückgreifen 

(Riesman 1955; vgl. Stinchcombe 1975, Hennen 1990: 256).

Meine These: Wir hatten es in der DDR mit der Entwicklung eines Handlungsmodus oder 

gar Sozialcharakters zu tun, der durch eine "gemeinschaftliche Free-rider-Strategie" der 

Mehrzahl der Bürger dem Staat gegenüber gekennzeichnet werden könnte.

Mit dem Argument von der Free-rider-, also der Trittbrettfahrer-Strategie meine ich hier, 

daß große Teile der Bevölkerung der DDR die Vorteile der Herrschaftsordnung bzw. die 

Leistungen der Herrschenden nutzten, so lange es möglich war und sich lohnte, ohne ein 

Interesse, geschweige denn eine Verpflichtung für sich, etwa zu einem positiven Engagement 

dem Staat gegenüber, daraus abzuleiten.

Die individuelle Wohlfahrtsproduktion zeichnete sich durch eine aktive, instrumentell 

motivierte Adaptation an staatliche Garantien und Angeboten aus. Eine Anspruchshaltung und 

Versorgungsmentalität wurde erzeugt. Sozialpolitische Regelungen wurden als Entlastungs-, 

Absicherungs- und Versorgungsmechanismen genutzt, um die privatisierte Lebensgestaltung 

"in Ruhe" realisieren zu können.
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Drei weitere Argumente zur Begründung:

1. Die gesellschaftlichen Folgen der Sozialpolitik hängen entscheidend von wirksamen 

Partizipationsmöglichkeiten am politischen Willensbildungsprozeß ab (vgl. Coleman 1990, 

Favell 1993). Diese Frage ist daher grundlegend für den legitimatorischen Effekt der Sozial­

politik und damit auch für die Verwirklichung der staatlichen Intentionen. Diese Möglichkeit 

gab es in der DDR nicht. Die Bürger dieses Staates waren gewissermaßen ’’verantwortungs­

los” und territorial an den Staat gebunden.

2. Wenn nicht durch demokratische Partizipation an der Kontrolle gesellschaftlicher Pro­

duktionsprozesse, konnte eine Identifikation der Beherrschten mit den Herrschern durch 

positionale Incentives, das heißt differenzierte Belohnungsstrukturen, versucht werden. Das 

ist geschehen. Die DDR-Herrschaft war aber, so wird auch behauptet, insofern bürokratisch 

angelegt, als sie im Sinne einer streng hierarchisch strukturierten Organisation verstanden 

werden konnte, deren Mitglieder gewissermaßen nur "Räder im Getriebe" waren (Srubar 

1991: 8, Kohli 1994). Coleman argumentiert, daß gerade diese Form bürokratischer Herr­

schaft Free-rider-Verhalten von Untergebenen begünstigt (Coleman 1990, Favell 1993: 599).

3. Wie unter anderem die Theorie des Neotraditionalismus behauptet, ist in der bürokratisch 

angelegten Struktur des DDR-Herrschaftssystems Rationalität im Weberschen Sinne weitge­

hend zu vermissen (Jowitt 1983; Ettrich 1991; Mayer 1993). Das beruht insbesondere auf der 

Tatsache nicht-rationaler Entscheidungsprozesse (Srubar 1991). Zum anderen ist das durch 

die schon angesprochenen selektiven positionalen Incentives bedingt. Die Praxis persönlicher 

Patronage verstärkt vermutlich aber nur die Free-rider-Position des nicht privilegierten Teils 

der Bevölkerung. So können sie sich einfach von der Vorstellung verabschieden, ihr Staat 

beanspruche berechtigterweise moralische Autorität. Die Berechtigung eines charismatischen 

Anspruchs der Herrschaft ist daher verlorengegangen (Ettrich 1991).

Die Konsequenz war eine Entsolidarisierung zwischen dem Großteil der Bevölkerung und 

dem Staat. Soziale Gerechtigkeit war eben fremddefiniert und nicht, wie noch bei Rawls 
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modellhaft gefordert, über das vertragliche Einverständnis gleichberechtigter und rationaler 

Individuen definiert (Rawls 1972).

Dann wurde halt das, was der Staat für den einzelnen an Angeboten machte und das unter 

lebenspraktischen Gesichtspunkten ja auch in vielen Bereichen hilfreich war, individuell zu 

nutzen versucht, ohne dem Verlangen des Staates nach Loyalität nachzukommen. Die Frei­

räume, die Sozialpolitik schaffte, stärkten eine selbstorganisierte Privatsphäre. Etwaige 

Rücknahmen von individuell nutzbringenden Leistungen wurden wegen der legitimatorischen 

Schwäche des Staates nicht akzeptiert oder wären nur unter großen Kosten für ihn durchzu­

setzen gewesen. Der Staat hätte sogar den Stillhaltepakt mit der Bevölkerung gefährden 

müssen (vgl. Reinhold 1989).

Kommen wir zu dem Gemeinschafts-Argument in der zuvor formulierten These.

Die Free-rider-Strategie, die probate und moralisch kaum problematische Strategie aus der 

Sicht der individuellen Akteure, war zwar faktisch Teil des "Burgfriedens’’ zwischen Volk 

und Staat, widersprach aber den staatlichen Interessen auf vielfältige Weise. Daher wurde sie 

gegen die Einflußversuche des Staates gewendet und durch die Stärkung gemeinschaftlicher 

Strukturen abgesichert. Das ist eine, wenn gewiß nicht die einzige Quelle der besonderen 

Bedeutung persönlicher Beziehungen in der DDR.

Die "Verantwortungslosigkeit" motivierte auch zu einer Ausreizung der für die individuelle 

Wohlfahrtsproduktion positiven Elemente und Angebote der Sozialpolitik und Öffentlichkeit. 

Im sozialen Einverständnis sind sie oft gerade bis über die Grenzen der Legalität hinaus 

genutzt worden (Srubar 1991): Gegenseitige gemeinschaftliche Deckung und Solidarität 

waren dieser Strategie außerordentlich förderlich.

Unter diesem Gesichtspunkt ist auch die besondere Bedeutung der Betriebe als wichtige 

Lieferanten öffentlicher Güter (und mehr) im Rahmen der betrieblichen Sozialpolitik zu 

verstehen (Kohli 1994: 12f). Der Staat hatte die vollständige Mobilisierung der Bevölkerung 

im Erwerbsbereich erreicht, gleichzeitig war diese Mobilisierung aber mit hohen Kosten er­
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kauft: Kosten, die aufgrund der unterschwelligen, selbstorganisierenden Tendenzen in der 

Arbeiterschaft sehr viel höher waren als intendiert: Statt Engagement erreichte man aktive 

Eigennutzung von gebotenen oder genommenen Möglichkeiten auf allen Ebenen der Gesell­

schaft und ansonsten beobachtet man Disengagement (Voskamp/Wittke 1991, Schlegelmilch 

1994).

Auch wenn die Gemeinschaftsorientierung in der DDR nicht allein auf die genannten 

Sachverhalte zurückzufuhren ist (Schlegelmilch 1994): die Vergesellschaftungsprofile und 

darüber hinaus die Sozialstruktur des Lebensverlaufs waren stark an der Struktur der so­

zialpolitischen Güterquellen orientiert (vgl. Trappe 1994).

VI Das Ende

Wir haben den dramatischen, letztendlich aber sang- und klanglosen Untergang des DDR- 

Herrschaftssystems erlebt. Angesichts der durchaus realen Gefahr gewaltsamer Versuche 

seiner Rettung, konnte man diesen Umstand natürlich nur befriedigt zur Kenntnis nehmen.

Die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung war, gewiß angesichts hoher Erwartungen 

gegenüber einer GesellschaftsVerfassung westlicher Prägung, gleichsam "ohne weiteres" 

bereit, dem alten System "ganz und gar" zu entsagen. Das ist bemerkenswert. Spontan hat 

es relativ wenige nennenswerte öffentliche Bekundungen zugunsten des Systems oder von 

Teilbeständen der institutionellen Struktur gegeben, soweit mir bekannt ist; man muß Teile 

der Intelligenz und Teile der Bürgerbewegungen ausnehmen, die mit Vorstellungen von 

einem "Sozialismus mit menschlichem Antlitz" durchaus an Elemente der DDR-Sozialpolitik 

anknüpfen wollten.

Erst heute, nachdem die Folgen des Umbruchs und der Vereinigung für den einzelnen Bürger 

nachhaltig zu spüren sind, läßt sich so etwas wie eine Rückbesinnung auf Elemente der 

sozialpolitischen Orientierung und der daraus gewachsenen institutionellen Struktur in der 
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ehemaligen DDR erkennen. Gewiß bedeutet das nicht, daß ein ernsthafter Gedanke an die 

Rückkehr zu dem alten Regime verschwendet würde. Doch eine Enttäuschung ursprünglich 

kaum klar spezifizierter Erwartungen ist eingekehrt. Zu der Erwartung gehörte wohl, daß die 

Sozialpolitik sozialistischen Typs, die so ausgeprägte, lebensperspektivische Selbstverständ­

lichkeiten geschaffen und damit ganz wesentlich die Strukturen des Alltags und des sozialen 

Lebens in der DDR bestimmt hatte, nicht verlorengehen würde.
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